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	NATIONALE KURZDARSTELLUNGEN DER BILDUNGSSYSTEME IN EUROPA UND DER AKTUELLEN REFORMEN


ÖSTERREICH

I. Beschreibung des Bildungssystems

1. Anzahl der in Schulbildung befindlichen Personen und Unterrichtssprache

Im Schuljahr 2004/05 befanden sich circa 57% der unter 30-Jährigen in Ausbildung, die Anzahl der Schulpflichtigen betrug ca. 848.000. Die Unterrichtssprache ist Deutsch. In den gemischtsprachigen Gebieten Kärntens und des Burgenlandes sind im Grundschulbereich zweisprachige Volksschulen eingerichtet, in denen sowohl auf Deutsch als auch in der jeweiligen Volksgruppensprache unterrichtet wird. Für Kärnten ist das Slowenisch, für das Burgenland Kroatisch und Ungarisch. 

2. Verwaltungszuständigkeit und Anteil staatlich finanzierter Bildungseinrichtungen

Im Schuljahr 2004/05 besuchten ca. 88% der Schüler/innen staatliche Bildungseinrichtungen. Auf private Bildungseinrichtungen entfielen die übrigen 12%. Im Schulwesen sind die Zuständigkeiten in der Gesetzgebung und in der Vollziehung zwischen dem Bund und den Ländern geteilt. 

Zuständige Gesetzgebungsorgane auf Landesebene sind die Landtage. Die Verantwortung für die Vollziehung fällt den Ämtern der Landesregierung zu. 

Für einige, in der Verfassung festgelegte Bereiche, ist die Gesetzgebung zwischen dem Bund und den Ländern geteilt. Der Bund legt hier nur eine Grundsatzgesetzgebung fest, während die Landtage für die Ausführungs​gesetzgebung zu sorgen haben. 

Dessen ungeachtet trägt der Bund den größten Teil der Verantwortung für das Bildungswesen. Diese umfasst nahezu die gesamte Schulorganisation, die Organisation des Schulunterrichtes, das Privatschulwesen aber auch das Dienst-, Gehalts- und Pensionsrecht der Lehrer/innen. All diese Materien sind bundesgesetzlich geregelt.

Das Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur (BMBWK) ist die oberste Aufsichtsbehörde für das Primar- und Sekundarschulwesen, den nichtuniversitären tertiären Bereich sowie für Fachhochschulen und Universitäten. Die betriebliche Lehrlingsausbildung steht unter der obersten Aufsicht des Bundesministeriums für Wirtschaft und Arbeit. Die Länder tragen in erster Linie Verantwortung für die Bereitstellung des Lehrpersonals an öffentlichen Pflichtschulen. Darüber hinaus unterstützen sie die Gemeinden bei der Errichtung und Erhaltung dieser Schulen. Dies geschieht über Schulbaufonds, die die Länder verwalten. Auch das Kindergartenwesen ist Sache der Länder. 

Die Schulen verfügen über ein gewisses Maß an Autonomie in Haushaltsangelegenheiten und können in begrenztem Umfang auch den Lehrplan an die jeweiligen standortspezifischen Bedürfnisse anpassen. Landesschul​inspektorinnen bzw. -inspektoren in jedem der neun österreichischen Bundesländer, denen im Pflichtschulbereich Bezirksschulinspektorinnen und –inspektoren sowie im Sekundarbereich II Fachinspektorinnen und –inspektoren zur Seite stehen, nehmen die Schulaufsicht wahr. 

Mit dem Universitätsgesetz 2002 wurden die Universitäten von Anstalten des Bundes in juristische Personen des öffentlichen Rechts übergeführt und aus der Bundesverwaltung ausgegliedert. 

Die Bundesfinanzierung erfolgt über dreijährige Globalbudgets auf der Basis von Leistungsvereinbarungen. Die Universitäten haben auch die Möglichkeit, auf Grund ihrer vollen Rechtsfähigkeit weitere Finanzquellen zu erschließen. Träger von Fachhochschulen können Gebietskörperschaften und private Rechtsträger sein. Derzeit werden Fachhochschul-Studiengänge überwiegend vom Bund nach genehmigten Studienplätzen finanziert.

3. Vorschulerziehung

Bis zum Alter von drei Jahren können Kinder gegebenenfalls eine Krippe, oder im Alter zwischen drei und sechs Jahren einen Kindergarten besuchen. Da die Tendenz zunimmt, dass Kindergärten auch von Kindern, die jünger als drei Jahre alt sind, besucht werden, wurden in der Ausbildung der Kindergartenpädagog/inn/en entsprechende Schwerpunkte gesetzt.  Die Bereitstellung derartiger Einrichtungen sowie die Entscheidungsbefugnis über allfällige Gebühren fallen in die Zuständigkeit der Länder oder privater Einrichtungen (Erhalter).

Im Jahr 2005/2006 nahmen 66,3 % aller Dreijährigen, 89,8% aller Vierjährigen und 91,9% aller Fünfjährigen vorschulische Betreuungsangebote in Anspruch.

4. Allgemeine Schulpflicht

(a)
Phasen

	Volksschule (Grundschule)
	Altersstufe 6 - 10 Jahre

	Volksschuloberstufe

Hauptschule
Allgemein bildende höhere Schule (Unterstufe)
	Altersstufe 10 - 14 Jahre

	Polytechnische Schule oder

ein Jahr in einer weiterführenden Schule
	Altersstufe 14 – 15 Jahre

	Sonderschulen: Die Allgemeine Sonderschule gliedert sich in eine Grundstufe I und II, sowie in eine Oberstufenform. 

Spartenschulen: Sonderschulen für körperbehinderte Kinder, für sprachgestörte Kinder, für schwerhörige Kinder, für Gehörlose, für sehbehinderte Kinder, für blinde Kinder, für schwerstbehinderte Kinder, für erziehungsschwierige Kinder.

Die Sonderschulen können während der gesamten Pflichtschulzeit besucht werden.
	Altersstufe 6 - 15 Jahre


Die allgemeine Schulpflicht dauert neun Jahre und beginnt im Alter von 6 Jahren.

(b)
Aufnahmebedingungen

Voraussetzung für den Eintritt in die Grundschule ist die Vollendung des 6. Lebensjahres des Kindes bis zum 1. September des Schuleintrittsjahres.. Kinder, die noch nicht schulpflichtig sind und bis zum 1. März des folgenden Kalenderjahres das sechste Lebensjahr vollenden, können frühzeitig zum Schulbesuch zugelassen werden, wenn sie schulreif sind und über die für den Schulbesuch erforderliche soziale Kompetenz verfügen.
Zum Übertritt in die Sekundarstufe I ist der erfolgreiche Abschluss der vierten Schulstufe der Grundschule erforderlich. Die Zulassung zum Besuch einer allgemein bildenden höheren Schule ist von den Schulleistungen abhängig bzw. kann eine Aufnahmsprüfung abgelegt werden. 

Abgesehen von Privatschulen ist der Schulbesuch im Pflichtschulbereich unentgeltlich.

Für die Aufnahme in eine Sonderschule ist die bescheidmäßige Feststellung des sonderpädagogischen Förderbedarfes erforderlich.

(c)
Unterrichtszeit

Das Schuljahr umfasst 180 Tage (bei Fünftagewoche) und dauert gestaffelt nach Bundesländern vom ersten oder zweiten Montag im September bis zum Samstag zwischen dem 28. Juni und dem 4. Juli bzw. zwischen dem 5. Juli und dem 11. Juli. Es gibt Schulen mit Fünftagewoche und Schulen mit Sechstagewoche. Die Anzahl der Unterrichtsstunden pro Woche beträgt zwischen 20 (Grundschule) und 35 Stunden (höhere technische Schulen). Eine Unterrichtseinheit umfasst 50 Minuten. Die Mindestanzahl der Unterrichtsstunden pro Jahr beläuft sich auf etwa 630 für Schüler/innen im Alter von 7 Jahren, auf 750 für Schüler/innen im Alter von 10 Jahren, auf 870 für Schüler/innen in der Sekundarstufe I und auf 960 für Schüler/innen in der Sekundarstufe II.

(d)
Klassengröße/Leistungsdifferenzierung

Die Klassenschülerhöchstzahl beträgt 30, die Mindestzahl 10 in Grundschulen bzw. 20 in Hauptschulen. Die Schüler/innen werden nach Alter zusammengefasst, es gibt jedoch im Sekundarbereich (Hauptschule und Polytechnische Schule) auch leistungsbedingte Einteilungen in den Fächern Deutsch, Mathematik und lebende Fremdsprache. 

In der Polytechnischen Schule können in diesen Fächern auch interessensdifferenzierte (nach Fachbereichen) Einteilungen getroffen werden. 

In der Grundschule werden die Schüler/innen grundsätzlich von jeweils einer Lehrperson in allen Unterrichtsgegenständen mit Ausnahme von Religion und Werken unterrichtet; im Sekundarschulwesen wird der Unterricht durch Fachlehrer/innen erteilt.

Für Sonderschulen ist die Klassenschülerhöchstzahl folgendermaßen geregelt: 

- Sonderschule für blinde Kinder, für gehörlose Kinder und für schwerstbehinderte Kinder: 8

- Sonderschule für sehbehinderte Kinder, für schwerhörige Kinder und in Heilstättenschulen: 10

- Sonstige Sonderschulen: 15

(e)
Inhalt und Steuerung durch den Lehrplan

Aufbauend auf von Arbeitsgruppen erarbeiteten Vorschlägen erstellt das Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur einen Rahmenlehrplan unter Einbeziehung der für das Bildungswesen zuständigen Stellen und Einrichtungen auf Landes- und Bezirksebene sowie der Iinteressenvertretungsorganisationen der Lehrer/innen.

Das Bundesministerium ist auch für die Approbierung von Schulbüchern zuständig. Die Schulen haben bezüglich der zu verwendenden Schulbücher Wahlfreiheit sowie die Möglichkeit, den Lehrplan in einem gewissen Ausmaß an standortspezifische Erfordernisse anzupassen. Zu den Pflichtfächern in der Grundschule gehören Religion, Sachunterricht, Deutsch, Lesen, Schreiben, Mathematik, Musikerziehung, Bildnerische Erziehung, Textiles Werken/ Technisches Werken, Bewegung und Sport sowie “Lebende Fremdsprache“ und Verkehrserziehung (jedoch ohne Benotung). 

Mit dem Beginn des Schuljahrs 1999/2000 wurde der Fremdsprachenunterricht auch auf den ersten beiden Schulstufen der Grundschule eingeführt, womit der Fremdsprachenunterricht während der gesamten Pflichtschullaufbahn gewährleistet ist. Ab dem Schuljahr 2003/04 ist „Lebende Fremdsprache“ an allen Volksschulen ab der 1. Schulstufe verpflichtend zu führen. 

Im Sekundarbereich I wird der Unterricht in diesen Fächern fortgesetzt, jedoch ergänzt um weitere allgemein bildende, naturwissenschaftliche und technische Unterrichtsgegenstände.

Ein aus Lehrerinnen, Lehrern und Eltern (und in den mittleren und höheren Schulen auch Schülerinnen und Schülern) zusammengesetztes Gremium nimmt Beratungs- und Entscheidungs​funktionen wahr.

Für Schüler/innen mit sonderpädagogischem Förderbedarf finden die Lehrpläne der Volksschule bzw. der Hauptschule oder der Unterstufe der allgemein bildenden höheren Schule Anwendung, sofern sie ohne Überforderung die jeweiligen Unterrichtsziele grundsätzlich erreichen können. Im Übrigen ist der Lehrplan einer der Behinderung entsprechenden Sonderschule anzuwenden.

Spezielle Lehrpläne gibt es für die Allgemeine Sonderschule (für leistungsbehinderte oder lernschwache Kinder), die Sonderschule für blinde Kinder, die Sonderschule für gehörlose Kinder und die Sonderschule für schwerstbehinderte Kinder.

(f)
Leistungsfeststellung, Versetzung und Qualifikationen

Im Lauf der Pflichtschulausbildung sind keine formellen Prüfungen durch externe Stellen vorgesehen. Die von den Lehrerinnen und Lehrern erstellte Leistungsbeurteilung beruht auf der Mitarbeit sowie auf mündlichen, schriftlichen, praktischen und grafischen Arbeitsergebnissen. Die Grundschüler/innen müssen auf der 4. Schulstufe schriftliche Prüfungen (Schularbeiten) in Deutsch und Mathematik ablegen. 

Die Versetzung in die nächsthöhere Klasse hängt grundsätzlich von den positiven Leistungen in allen Fächern ab (Ausnahmen gibt es in der Grundschule bzw. bei einem Nicht genügend in nur einem Unterrichtsgegenstand).

Am Ende des 1. Semesters erhalten die Schüler/innen eine Schulnachricht und am Ende des Schuljahres ein Zeugnis. 

Schüler/innen an Sonderschulen können in den Unterrichtsgegenständen Deutsch und Mathematik am Unterricht der nächst niedrigeren oder nächst höheren Schulstufe teilnehmen, wenn dadurch ihrer individuellen Lernsituation besser entsprochen werden kann.

Schüler/innen mit sonderpädagogischem Förderbedarf an allgemeinen Schulen sind berechtigt, in die nächst höhere Schulstufe aufzusteigen, wenn dies für die Schülerin bzw. den Schüler insgesamt eine bessere Entwicklungsmöglichkeit bietet; hierüber hat die Klassenkonferenz zu entscheiden.

5. Sekundarbereich II 

(a)
Schultypen

	Sekundarstufe II

Allgemein bildende höhere Schule (Oberstufe)

Polytechnische Schule

Berufsbildende mittlere Schule

Berufsbildende höhere Schule

Bildungsanstalten für

Kindergartenpädagogik/Sozialpädagogik

Berufsbildende Pflichtschule
	Alter

14*-18

14*-15

14+*

14*-19

14*-19

15+

	Kolleg
	18 -20


* Obwohl die Schüler/innen die Ausbildung an diesen Schulen im Alter von 14 Jahren beginnen, endet die Schulpflicht mit dem 15. Geburtstag.

(b)
Aufnahmebedingungen

Nach der achten Schulstufe entscheiden sich die Schüler/innen für einen der zahlreichen verschiedenen Ausbildungszweige, die von den allgemein bildenden oder berufsbildenden Schulen in der Sekundarstufe II angeboten werden. Zum Übertritt ist der erfolgreiche Abschluss der achten Schulstufe sowie eine entsprechende Leistungsbeurteilung erforderlich. 

Wird das zuletzt genannte Kriterium nicht erfüllt, sind Aufnahmsprüfungen abzulegen.

Schüler/innen (auch ohne positiven Abschluss der achten Schulstufe) können in die Polytechnische Schule wechseln im Hinblick auf eine bestmögliche Förderung und Qualifizierung für den späteren Übertritt in eine Berufsausbildung (duales Ausbildungssystem) oder in eine weiterführende Schule.

Ein verspäteter Wechsel von Schüler/innen aus allgemein bildenden oder berufsbildenden mittleren oder höheren Schulen in die Polytechnische Schule (sogenannte „Rückfluter“) ist nur bis zum 31. Dezember des laufenden Schuljahres möglich.
Für manche Ausbildungsrichtungen im Bereich der berufsbildenden höheren Schulen oder die Bildungsanstalten für Kindergartenpädagogik/ Sozialpädagogik ist auch die körperliche oder künstlerische Eignung, die soziale bzw. kommunikative Kompetenz nachzuweisen.

Nach dem Abschluss der Pflichtschule (neun Schuljahre) kann ein Lehrvertrag mit einem Arbeitgeber, bei Minderjährigen einschließlich der Erziehungsberechtigten, abgeschlossen werden. Lehrlinge werden damit gleichzeitig Schüler/innen einer berufsbildenden Pflichtschule. 

(c)
Inhalt und Steuerung des Lehrplans

(Siehe auch 4(e) oben.) In diesem Bereich des Bildungswesens sind die Lehrpläne vom gewählten Ausbildungszweig abhängig. Deutsch, Mathematik sowie eine lebende Fremdsprache sind jedoch Teil des allgemeinen Pflichtfächerkanons.

In der Polytechnischen Schule liegen die Schwerpunkte auf Berufsorientierung und Berufsgrundbildung in Fachbereichen nach breiten Berufsfeldern wie z.B der technisch-gewerblichen Berufe, Handel-Büro sowie Dienstleistung- und Tourismusberufe.

Berufsbildende Schulen bieten eine breite Palette von Ausbildungszweigen und Ausbildungsschwerpunkten an. In diesem Zusammenhang wird großer Wert auf den Dialog mit den Sozialpartnern gelegt, da die Lehrpläne auch fachtheoretischen sowie fachpraktischen Unterricht umfassen. Die Wahl der Unterrichtsmethodik steht dem Lehrpersonal frei. Die Lehrpläne legen den Schwerpunkt auf schülerorientiertes Lernen, Projektarbeit, fächerübergreifende Aktivitäten sowie die Möglichkeit zum Erwerb von Schlüsselqualifikationen. Die Auswahl der Lehrbücher und anderen Unterrichtsmaterials obliegt auch hier den Schulen.

(d)
Leistungsbeurteilung, Versetzung und Qualifikationen

(Siehe auch 4(f) oben.) Nach Bestehen der am Ende der allgemein bildenden höheren Schule abgehaltenen Reifeprüfung erhalten die Schüler/innen ein Reifeprüfungszeugnis. 

Lehrlinge erhalten bei erfolgreichem Abschluss der letzten Schulstufe der Berufsschule ein „Jahres- und Abschlusszeugnis". Sie können eine Lehrabschlussprüfung vor einer Prüfungskommission bestehend aus einem(r) Vorsitzenden sowie Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertreterinnen und -vertretern ablegen. Das Prüfungszeugnis gewährt ihnen Zugang zu bestimmten Gewerben, Meisterprüfungen, Berufsdiplomprüfungen und Kursen für Berufstätige sowie zur Berufsreifeprüfung (allgemeine Hochschulreife ohne zusätzliche berufliche Qualifikationen) und zur Studienberechtigungsprüfung (Hochschulreife für bestimmte Studienzweige, siehe Abschnitt 6).

Schüler/innen, die ein- bis zweijährige Ausbildungsgänge an berufsbildenden mittleren Schulen besuchen, erhalten ein entsprechendes Abschlusszeugnis. Schüler/innen, die eine drei- bis vierjährige Ausbildung an einer berufsbildenden mittleren Schule absolvieren, müssen eine Abschlussprüfung (schriftlich/praktisch und mündlich) ablegen. Das jeweilige Abschlusszeugnis berechtigt zur Ausübung bestimmter reglementierter Berufe oder Gewerbe und gewährt Zugang zu Aufbaulehrgängen oder zur Ablegung der Berufsreifeprüfung. 

Eine fünfjährige Ausbildung an einer berufsbildenden höheren Schule schließt mit der schriftliche, praktische sowie mündliche Teile umfassenden Reife- und Diplomprüfung ab und führt zu einer Doppelqualifizierung, nämlich zur allgemeinen Hochschulreife und zu beruflichen Qualifikationen, die den unmittelbaren Eintritt ins Berufsleben in gehobenen Positionen (EU-Diplom-Anerkennung) ermöglichen.

Die Prüfungsthemen für die Reife- und Diplomprüfung werden von den jeweiligen Fachlehrerinnen und Fachlehrern nach Genehmigung durch die regionalen Schulbehörden (Landesschulräte) ausgewählt. 

Die Prüfungsarbeiten werden von der Klassenlehrerin bzw. vom Klassenlehrer beurteilt. Die mündliche Prüfung wird von einem Gremium abgenommen, das sich aus den die Prüfung abhaltenden Lehrerinnen und Lehrern sowie einer/ einem externen Vorsitzenden und der jeweiligen Schulleiterin bzw. dem jeweiligen Schulleiter als Aufsichtsorgane zusammensetzt. Absolventinnen und Absolventen postsekundärer Ausbildungsgänge legen eine Diplomprüfung ab, die den Erwerb spezifischer beruflicher Qualifikationen bestätigt.

6. Hochschulbildung

(a)
Einrichtungen

Hochschulbildung wird von folgenden Einrichtungen vermittelt:

* öffentliche Universitäten

* Fachhochschulen

* Universität für Weiterbildung Krems (Donau-Universität Krems)

* Privatuniversitäten (nach Akkreditierung)

* Pädagogische Akademien und Berufspädagogische Akademien (ab Oktober 2007 Pädagogische Hochschulen)
* Akademien für gehobene medizinisch-technische Dienste und Hebammenakademien

Weiters gibt es eine Reihe von Bildungseinrichtungen, die Lehrgänge universitären Charakters anbieten.

(b)
Zugang

Für den Zugang zur Universität (und den Akademien) ist das Reifeprüfungszeugnis oder Reife- und Diplomprüfungszeugnis einer höheren Schule erforderlich, alternativ kann ein Berufs​reife​prüfungs​zeugnis oder ein Studienberechtigungsprüfungszeugnis, letzteres für den jeweiligen Studiengang, vorgelegt werden. Allenfalls ist je nach gewählter Studienrichtung die Ablegung von Zusatzprüfungen nötig. 
Seit 2005 gibt es eine wichtige Änderung in den Zulassungsbedingungen. Es wurde ein Aufnahmeverfahren für jene Universitätsstudien eingeführt, die von acht deutschen Numerus Clausus-Studien betroffen sind. Diese Regelung gilt bis 2007 und ermöglicht eine Beschränkung des Zugangs zu diesen Studien. Es sind hier vor allem die medizinischen Studien betroffen. 

Im Bereich der Lehrer/innen/bildung an den Berufspädagogischen Akademien ist für manche Lehrbefähigungen statt der Reife- eine Meisterprüfung zu erbringen (in den künftigen Pädagogischen Hochschulen ist Reifeprüfung generell Zugangsvoraussetzung).
Für den Zugang zu den Universitäten der Künste ist die Ablegung einer Zulassungsprüfung erforderlich. Kandidatinnen und Kandidaten für eine Fachhochschulausbildung, für die im Allgemeinen eine Aufnahmsprüfung erforderlich ist, müssen entweder über ein Reifeprüfungszeugnis oder ein gleichwertiges Zeugnis oder über einschlägige berufliche Qualifikationen, allenfalls mit Zusatzprüfungen, verfügen. Die allgemeinen Studienbeiträge für Universitäten belaufen sich auf 363,36 Euro pro Semester für Studentinnen und Studenten aus Österreich und anderen EU- und EWR-Ländern bzw. auf 727,72 Euro für andere ausländische Studentinnen und Studenten (mit Ausnahme- und Rückerstattungsregelungen für Studierende aus Entwicklungsländern oder Studierende in Mobilitätsprogrammen). Für Fachhochschul-Studiengänge kann der Studienbeitrag in Höhe von € 363,36 eingehoben werden.
An den lehrer/innen/bildenden Akademien wird kein Studienbeitrag eingehoben (an den  Pädagogischen Hochschulen wird ab Oktober 2007 der selbe Beitrag zu leisten sein wie an den Universitäten).

(c)
Qualifikationen

Lehramtsstudien an Pädagogischen und Berufspädagogischen Akademien schließen mit der Graduierung „Diplompädagogin / Diplompädagoge“ ab. (Die Lehramtsstudien an den zukünftigen Pädagogischen Hochschulen schließen mit dem Bachelor of Education ab).
Studien an medizinisch-technischen Akademien schließen mit folgenden Graduierungen ab:

„Physiotherapeutin / Physiotherapeut“

„Biomedizinische Analytikerin / Biomedizinischer Analytiker“

„Radiologietechnologin / Radiologietechnologe“

„Diätologin / Diätologe“

„Ergotherapeutin / Ergotherapeut“

„Logopädin / Logopäde“

„Orthoptistin / Orthoptist“

Studien an Hebammenakademien schließen mit der Graduierung „Hebamme“ ab.

Ab dem Studienjahr 2006/2007 finden Ausbildungen in gehobenen medizinisch-technischen Diensten und für Hebammen auch im Rahmen von Fachhochschul-Bachelorstudiengängen statt.
Universitätsstudien werden mit folgenden akademischen Graden abgeschlossen:

* Ordentliche Studien:

** Diplomgrad (nach 8-12 Semestern)

** Bakkalaureatsgrad (6-8 Semester)

** Magistergrad (2-4 Semester nach dem Bakkalaureatsgrad)

** Doktorat (4 Semester nach dem Magistergrad oder Diplomgrad)

* Außerordentliche Studien:

** Universitätslehrgänge, die mit einem international gebräuchlichen Mastergrad abgeschlossen werden (z.B. Master of Business Administration MBA).

** Universitätslehrgänge, die mit einer Berufsbezeichnung „akademische/r …“ (zumindest 60 ECTS-Anrechnungspunkte) abgeschlossen werden. 

Fachhochschul-Studiengänge werden mit einem Diplomgrad, seit 2002 alternativ auch mit einem Bakkalaureatsgrad und einem Magistergrad, analog zum Schema an den Universitäten, abgeschlossen. Fachhochschulabsolventinnen und -absolventen können Doktoratsstudien an Universitäten beginnen. 

7. Sonderschulwesen

Schüler/innen mit sonderpädagogischem Förderbedarf können entweder eine der Behinderung entsprechende Sonderschule besuchen oder integrativ in der Volksschule, der Hauptschule oder der Unterstufe einer allgemein bildenden höheren Schule unterrichtet werden. Die Eltern haben das Recht, sich für eine der beiden Organisationsformen zu entscheiden. Die Kinder bzw. Jugendlichen werden entweder nach Sonderschullehrplänen oder nach adaptierten Lehrplänen der Volks- oder Hauptschule unterrichtet. Im Schuljahr 2002/03 haben mehr als 50% aller Schüler/innen mit sonderpädagogischem Förderbedarf Integrationsklassen besucht.

Integrativer Unterricht im letzten (neunten) Jahr der Schulpflicht kann derzeit nur in Form von Schulversuchen angeboten werden, da eine gesetzliche Regelung derzeit ausständig ist.

Spezielle Maßnahmen zur Berufsvorbereitung und Berufseingliederung (z. B. Clearingverfahren) werden vom Bundesministerium für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz finanziert und unter Einbeziehung und Zusammenarbeit mit den Schulen umgesetzt.

Berufsausbildungsmöglichkeiten für Jugendliche mit Behinderungen oder Benachteiligungen 

Im Sommer 2003 wurde das Berufsausbildungsgesetz novelliert. Es wurde das Modell der „Integrativen Berufsausbildung“ beschlossen. Mit dieser Novelle wurde für junge Menschen mit Behinderungen bzw. Benachteiligungen die Basis geschaffen, eine bessere Chance am Arbeitsmarkt zu erhalten. Seither steigt die Zahl der Jugendlichen in der integrativen Berufsausbildung ständig an.

Daneben wurde die Aktion „Lehre ohne Barriere“ ins Leben gerufen, um der Öffentlichkeit, den Betrieben sowie den betroffenen Jugendlichen und Eltern die Möglichkeiten der integrativen Berufsausbildung näher zu bringen. Ziel dieser Medienkampagne ist es darüber hinaus, durch verstärkte Bewusstseinsbildung und Sensibilisierung mehr Betriebe zur Aufnahme integrativer Berufsausbildungslehrlinge zu motivieren.
Lehrpersonal

Kindergartenpädagoginnen und –pädagogen absolvieren entweder eine fünfjährige Ausbildung ab dem 14. Lebensjahr oder eine zweijährige postsekundäre Ausbildung. 
Volks-, Haupt- und Sonderschullehrer/innen sowie Lehrer/innen an den Polytechnischen Schulen  müssen eine dreijährige Ausbildung an einer Pädagogischen Akademie (ab Oktober 2007 Pädagogische Hochschulen) abschließen. Unterrichtende an allgemein bildenden höheren Schulen müssen ein zumindest viereinhalbjähriges Diplomstudium an einer Universität absolvieren. 

Je nach Unterrichtsfach erfolgt die Ausbildung von Lehrerinnen und Lehrern im berufsbildenden Bereich an Universitäten oder Berufspädagogischen Akademien. Das Studium an diesen umfasst drei Jahre (ab Oktober 2007 Pädagogische Hochschulen). Für den fachtheoretischen und fachpraktischen Unterricht an berufsbildenden Schulen ist eine einschlägige Berufsausbildung und -erfahrung Voraussetzung. Grundschullehrer/innen spezialisieren sich nicht auf bestimmte Fächer, die Lehrer/innen in der Unter- und Oberstufe des Sekundarbereichs spezialisieren sich auf zwei Fachgebiete (im berufsbildenden Schulbereich auch auf eine Fachgruppe oder einen Fachbereich). 

Die Lehrer/innen sind vom Bund oder vom Land angestellt (Öffentlich Bedienstete).

Die Ausbildung von Lehrkräften an medizinisch-technischen Akademien und Hebammenakademien erfolgt im Rahmen von Sonderausbildungen (nach der entsprechenden Grundausbildung).

II. Aktuelle Entwicklungen und Diskussionsthemen im Bildungswesen

1. Diskussionsthemen und Entwicklungen im Schulwesen

20 Neuerungen im Schuljahr 2006/07
1) Tagesbetreuung
Für Herbst 2006  sind 80.000 Schüler/innen für eine Tagesbetreuung gemeldet. Das sind mehr als 10% der  760.000 Schülerinnen und Schüler, die die Möglichkeit haben, eine Tagesbetreuung in Anspruch zu nehmen. Jedes Kind, das eine Tagesbetreuung braucht, soll sie auch bekommen. Ein bedarfsge​rechtes Angebot an Tagesbetreuungsplätzen zur Verfügung zu stellen, ist eine wichtige Aufgabe, die Bund, Länder und Gemeinden gemeinsam wahrnehmen.

Der Bund stellt den Ländern für die Pflichtschulen für jeweils 15 Kinder 10 Betreuungsstunden zur Verfügung. Die Gruppen können künftig klassen-, schulstufen- oder schulübergreifend gebildet werden.

Die Schulen haben die Eltern im Frühjahr 2006  informiert und den Bedarf erhoben. Wo dieser gegeben ist, wird unter Wahrung der Wahlfreiheit der Eltern im Schuljahr 2006/07 eine Tagesbe​treuung angeboten.

2) Fünf-Tage-Woche 

An den Schulen der 6- bis 14-Jährigen wird ab Herbst 2006 der Samstag frei sein. 
Einerseits sollen unsere Schülerinnen und Schüler nicht mehr Arbeitstage haben als ihre Eltern, andererseits soll den Familien dadurch mehr Zeit für gemeinsame Aktivitäten geboten werden.

3) Frühe Sprachförderung 

1.964 Lehrer/innendienstposten stehen ab dem Schuljahr 2006/07 für die rasche Integration in der Volksschule zur Verfügung.
Zu den bereits bestehenden 1.600 Dienstposten kommen 330 zusätzliche hinzu. Kinder, die nicht Deutsch verstehen, können damit in der Volksschule 11 Stunden pro Woche in Kleingruppen gefördert werden. Noch früher Deutsch zu lernen, wäre natürlich noch besser. 
Deshalb fördert die Bundesregierung die Angebote an Sprachkursen der Städte und Gemeinden in den Kindergärten mit 640.0000 Euro. 8.000 Kinder haben in den letzten Monaten diese Sprachförderung schon erhalten – das sichert einen guten Beginn der Schullaufbahn.


4) Ausweitung der Begabtenförderung 

Besonderen Begabungen soll insbesondere durch eine Ausweitung der „Dispensregelung“ (vorzeitige Aufnahme in die Volksschule) und durch die Ermöglichung des Überspringens auch an der „Nahtstelle“ Rechnung getragen werden. Kinder sollen entsprechend ihren Talenten und Fähigkeiten ihre Schullaufbahn auch in einer kürzeren Zeit beenden können.

5) Standortbezogene Förderkonzepte - „Starke fordern, Schwache fördern“

Jeder hat andere Stärken und Schwächen. Dieser Tatsache wird mit dem Konzept der individuellen, standortbezogenen Förderkonzepte Rechnung getragen, die die Schulen für das neue Schuljahr erstellen sollen. Im Rahmen der Lehrpläne sind 36 Jahresstunden pro Klasse in der Volksschule und 72 Jahresstunden pro Klasse in der Hauptschule und AHS-Unterstufe für Förderstunden reserviert. Jede Schule muss am Ende des Schuljahres einen Bericht über den Einsatz des Förderunterrichts abgeben.

6) Automatische Einstufung in die erste Leistungsgruppe der Hauptschule bei AHS-Reife
Tritt ein Volksschulkind, dem im Zeugnis die AHS-Reife attestiert wurde, in eine Hauptschule über, dann wurde auch dieser Schüler bzw. diese Schülerin bisher erst nach einem Beobachtungszeitraum in die höchste Leistungsgruppe der Hauptschule eingestuft. Diese Ungleichbehandlung zwischen AHS-Übertritt und Übertritt in die erste Leistungsgruppe der Hauptschule wird es ab Herbst nicht mehr geben.

7)  Testung der Bildungsstandards für die Volksschule

Im Herbst 2006 finden die Testungen der Bildungsstandards für die vierte Klasse Volksschule (Deutsch, Mathematik)  statt.

8) Stärkung der Funktion der Klassenvorstandes

Die klassenführenden Lehrerinnen und Lehrer erfüllen bei der speziellen Förderung von begabten und schwächeren Schülerinnen und Schülern wichtige Aufgaben. Dazu gehören beispielsweise die frühzeitige Erkennung der Stärken und Schwächen, damit durch pädagogische Begleitmaßnahmen die bestmögliche Förderung der Kinder und Jugendlichen gewährleistet werden kann. Weitere Tätigkeiten sind eine effiziente und partnerschaftliche Anwendung des Frühwarnsystems zur Information der Eltern, Schülerinnen und Schüler, der ziel- und bedarfsorientierte Einsatz des Förderunterrichts, die Mitarbeit bei der Koordination der Lern- und Freizeitangebote im Rahmen der Tagesbetreuung, die Sicherung der Unterrichtsqualität bzw. die Mitarbeit bei Evaluierungsmaßnahmen. Ab Herbst 2006 erhalten die Klassenvorstände an den Pflichtschulen zusätzlich 70 Euro pro Monat als leistungsbezogene Abgeltung für diese Tätigkeiten.
9) Bildungsforschung

Geplant ist die Umwandlung des Zentrums für Schulentwicklung und die Zusammenführung von Bildungsforschungseinrichtungen in ein Bundesinstitut für Bildungsforschung.

10) Verpflichtende Lehrer/innenweiterbildung 
Damit die Qualität des Unterrichts weiter gesteigert und nachhaltig gesichert werden kann, ist es wichtig, Wert auf die Lehrer/innenaus- und -weiterbildung zu legen. Eine qualitative Fort- und Weiter​bildung der Lehrerinnen und Lehrer ist eine Investition in die Zukunft der Bildung. Die Verpflichtung für Lehrer/innen, an Fort- und Weiterbildungsangeboten teilzunehmen, wurde zusätzlich zum Dienstrecht der Lehrer/innen nun auch im Schulunterrichtsgesetz verankert.

11) Personalplanung

Direktorinnen und Direktoren erhalten mehr Mitsprache bei der Auswahl der Lehrkräfte und deren Fortbildung.

12) Ein Direktor bzw. eine Direktorin kann mehrere Kleinschulen führen.

Das bringt Ressourcen von der Verwaltung zu den Schülerinnen und Schülern.

13) Autonome Schulbezeichnungen

Der Unterricht an nahezu sämtlichen Schulen erfolgt nach schulautonom geänderten Lehrplanbestimmungen. Zahlreiche Schulen haben erfolgreich ein Profil entwickelt, an dem sie ihre pädagogische Arbeit ausrichten. Um diese Profilbildung noch stärker nach außen sichtbar zu machen und damit den Jugendlichen die Wahl der richtigen Schule zu erleichtern, erhalten nun die Schulen die Möglichkeit, ihren Schwerpunkt in der Schulbezeichnung zum Ausdruck zu bringen (z.B. EDV-Hauptschule). 

14) Bewegung und Sport

Die Gegenstandsbezeichnung „Leibesübungen“ wird durch die Bezeichnung „Bewegung und Sport“ ersetzt. Der Begriff „Leibesübungen“ ist als Sammelbegriff für die Gebiete des Turnens, des sportlichen Spiels und der Gymnastik mittlerweile durch den Begriff „Sport“ abgelöst worden. Mit der neuen Benennung des Faches wird ein veralteter Begriff abgelöst. 

15) Kein Semesterzeugnis mehr in der Maturaklasse

In den Maturaklassen wird es künftig nur mehr das Jahreszeugnis geben; damit entfällt die Teilung des Schuljahres in ein Winter- und in ein (sehr kurzes) Sommersemester. 

16) Gütesiegel  Klasse : Zukunft

Schulen, die hohe Qualitätsstandards erfüllen, können das Gütesiegel erhalten.

17) Schule beginnt am Montag der ersten Schulwoche

Unterrichtsgarantie: Es dürfen höchstens 2,5% der Unterrichtsstunden entfallen.

Am Montag und Dienstag der ersten Schulwoche findet die „Einführungsphase“ statt. Um den Beginn des stundenplanmäßigen Unterrichts am Mittwoch der ersten Schulwoche sicherzustellen, können Wiederholungsprüfungen ab Herbst 2006/07 bereits am Donnerstag und am Freitag der letzten Haupt​ferienwoche abgehalten werden. Die Festlegung des genauen Termins erfolgt durch die schul​partnerschaftlichen Gremien.

18) Aufnahmeverfahren

Schülerinnen bzw. Schüler und Eltern sollen sich auf die Veränderungen, die der Schuleintritt bzw. ein Schulwechsel mit sich bringt, optimal vorbereiten können. Daher wird das Aufnahmeverfahren in den ersten Jahrgang einer Schule auf Beginn des Sommersemesters vorverlegt. Zu Beginn der Sommer​ferien soll jeder wissen, an welcher Schule er im Herbst ist. 

19) Notenkonferenz

Die Notenkonferenz findet zum spätestmöglichen Termin - am Mittwoch, Donnerstag oder Freitag in der vorletzten Schulwoche - statt. 

20) Blockung von Unterrichtsstunden

Durch eine Änderung des Schulzeitgesetzes wurden die Voraussetzungen für die Blockung von Unterrichtsstunden geschaffen. Dies  ermöglicht eine flexiblere Organisation der Unterrichtsstunden und moderner Unterrichtsmethoden, wie Projektarbeit oder fächerübergreifenden Unterricht. 

2. Entwicklungen im höheren Bildungswesen

Universitätsreform

In einer Novelle zum Universitäts-Studiengesetz 1999 wurde das dreistufige Studiensystem an den Universitäten eingeführt. Ausnahmen sind Lehramtsstudien, human- sowie zahnmedizinische Studien, die nur in Form von Diplomstudien angeboten werden dürfen. Mittelfristig sollen die Diplomstudien generell durch Bakkalaureats- und Magisterstudien ersetzt werden. Im Wintersemester 2006 gibt es neben 179 Diplomstudien bereits 211 Bakkalaureatsstudien und 277 Magisterstudien.

Die Universitäten erlangten mit dem seit 1. Jänner 2004 voll wirksamen Universitätsgesetz 2002 volle Rechtsfähigkeit. Das neu einzustellende Universitätspersonal erhält Arbeitsverträge auf Basis des Angestelltengesetzes. Die Finanzierung der Universitäten erfolgt über Globalbudgets, die jeweils für eine Dreijahresperiode auf Basis von Leistungsvereinbarungen festgesetzt werden. In den Leistungsvereinbarungen werden die zu erbringenden Leistungen zwischen Ministerium und Universität festgelegt. Im Herbst 2006 werden zum ersten Mal Leistungsvereinbarungen zwischen den Universitäten und dem Bundesministerium für Bildung Wissenschaft und Kultur abgeschlossen. Die erste Leistungsvereinbarungsperiode umfasst die Jahre 2007 bis 2009. Jede Universität wird in der Folge jährlich einen Leistungsbericht über den Stand der Umsetzung der Leistungsvereinbarung sowie eine Wissensbilanz legen. Die Budgetberichtlegung erfolgt über den Rechnungsabschluss nach Prinzipien kaufmännischer Rechnungslegung. 20% des gesamten Universitätsbudgets werden formelgebunden vergeben. Die Formel enthält Indikatoren zur Lehre, Forschung, Entwicklung und Erschließung der Künste und zu gesellschaftlichen Zielsetzungen. 

Akkreditierung von Privatuniversitäten

Seit 1999 ist ein Gesetz zur Akkreditierung von Privatuniversitäten in Kraft. Dafür wurde im Jahr 2000 ein unabhängiger Akkreditierungsrat konstituiert, der sich aus Fachleuten der europäischen Hochschullandschaft zusammensetzt. Bisher wurden 10 Privatuniversitäten anerkannt. Die Akkreditierungsdauer beträgt maximal 5 Jahre und muss vor Ablauf neu beantragt werden. Der Akkreditierungsrat hat weiters die Aufgabe einer kontinuierlichen und begleitenden Qualitätskontrolle der akkreditierten Privatuniversitäten. 

Fachhochschulen

Seit 2002 ist auch das Fachhochschulstudium in Bachelor-undMasterstudien gegliedert, möglich. Der zeitliche Input in die Studien wird nach ECTS-Punkten festgelegt. Weiters werden vermehrt Fernstudienelemente eingesetzt.

Im Studienjahr 2006/07 werden198 Fachhochschul-Studiengänge (116 Bachelor-, 35 Master- und 47 Diplom-Studiengänge), angeboten.

Folgende Fachrichtungen stehen zur Auswahl: Wirtschaftswissenschaften, Tourismus, Technische Wissenschaften, Informationswesen und -technologien, Medien und Design sowie interdisziplinäre Studiengänge. Überdies gibt es Studiengänge aus dem Bereich Gesundheit und Soziales.
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